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Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstützen die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
bei ihrer mandatsbezogenen Tätigkeit. Ihre Arbeiten geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundestages, eines sei-
ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
rinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben nur den zum Zeit-
punkt der Erstellung des Textes aktuellen Stand wieder und stellen eine individuelle Auftragsarbeit für einen Abge-
ordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten können der Geheimschutzordnung des Bundestages unterliegende, ge-
schützte oder andere nicht zur Veröffentlichung geeignete Informationen enthalten. Eine beabsichtigte Weitergabe oder 
Veröffentlichung ist vorab dem jeweiligen Fachbereich anzuzeigen und nur mit Angabe der Quelle zulässig. Der Fach-
bereich berät über die dabei zu berücksichtigenden Fragen. 

 

Die deutsche Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) wurde als Zivil- und Katastrophen-
schutzorganisation des Bundes gegründet und untersteht dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat. Das THW ist eine nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts ohne ei-
gene Dienstherrenfähigkeit. Es leistet technische Hilfe nach dem Zivilschutz- und Katastrophen-
hilfegesetz, vgl. Gesetz über das Technische Hilfswerk (THW-Gesetz - THWG) vom 22.01.1990 
(BGBl. I S. 118), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1514), 
abrufbar unter (Stand 11.04.2018): https://www.gesetze-im-internet.de/thw-helfrg/THWG.pdf . 
Vom THW genutzte Liegenschaften und Gebäude können deshalb regelmäßig dem zivilen Bevöl-
kerungsschutz im Sinne des § 37 Abs. 2 BauGB zugerechnet werden. 

Neben dieser Rechtsvorschrift findet die Begrifflichkeit des „zivilen Bevölkerungsschutzes“ oder 
des „Schutzes der Zivilbevölkerung“ (Art. 73 Nr. 1 GG) in den folgenden Vorschriften Erwäh-
nung: 

- § 77 Abs. 6 LBO S-H 
- § 4 Nr. 1, 45 Abs. 7 Nr. 4 BNatSchG 
- § 45 Abs. 1 Nr. 1 BWaldG 
- § 39 Nr. 1 LWaldG S-H. 

Keine ausdrückliche Erwähnung der genannten Begrifflichkeiten erfolgt im LNatSchG S-H.  

Dies schließt nicht aus, dass dem Bund bei baulichen Maßnahmen, die dem zivilen Be-
völkerungsschutz oder dem Schutz der Zivilbevölkerung dienen, nach diesen Gesetzen 
eine besondere Bedeutung beigemessen wird. Bei dem zivilen Bevölkerungsschutz han-
delt es sich regelmäßig um einen sogenannten öffentlichen Belang, der mit privaten oder 
anderen öffentlichen Belangen, wie beispielsweise dem Natur- und Waldschutz bau-
rechtlich gegeneinander und untereinander abzuwägen ist. Bei konkreten baulichen 
Maßnahmen des Bundes, die dem zivilen Bevölkerungsschutz dienen, ist daneben im 
Einzelfall der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit von Amts wegen zu beachten. 
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